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Gemeinde Waldburg 

 

Entwurf einer verwaltungsinternen Rahmenkonzeption zur 

Anwendung des „Bauturbos“ und der 

wohnungsbaubezogenen Abweichungsregelungen des 

Baugesetzbuchs 

Arbeitsentwurf  

Stand: 24.06.2026 

Hinweis: Diese Fassung ist als strukturierter Arbeitsentwurf für die weitere Abstimmung mit Verwaltungsverband, 

Baurechtsbehörde und Gemeinderat gedacht. Sie dient als kommunaler Handlungsrahmen und ersetzt keine 

Einzelfallprüfung im Baugenehmigungsverfahren. 

1. Ziel und Rechtsgrundlagen 

1.1 Ziel der Rahmenkonzeption 

Die Gemeinde Waldburg verfolgt mit dieser Rahmenkonzeption das Ziel, zusätzlichen Wohnraum 

maßvoll, transparent und gleichbehandelnd zu erleichtern, ohne Ortsbild, Infrastruktur, 

Umweltbelange und nachbarliche Interessen unangemessen zu beeinträchtigen. Diese 

Rahmenkonzeption ist als verwaltungsinterner Handlungsfaden definiert. Es besteht kein Anspruch 

Dritter. 

Der Bauturbo und die flankierenden Regelungen sollen daher nicht schematisch, sondern 

gesteuert und nachvollziehbar angewendet werden. 

1.2 Rechtsgrundlagen 

• § 31 Abs. 3 BauGB (Befreiungen von Festsetzungen des Bebauungsplans zugunsten des 

Wohnungsbaus, auch in mehreren vergleichbaren Fällen), 

• § 34 Abs. 3a BauGB (Abweichungen bei Bestandsgebäuden im unbeplanten Innenbereich), 

• § 34 Abs. 3b BauGB (Abweichung vom Einfügungsgebot für Wohngebäude im unbeplanten 

Innenbereich), 

• § 246e BauGB (bis 31.12.2030 befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau – „Bauturbo“), 

• § 36a BauGB (Zustimmung der Gemeinde). 
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1.3 Charakter der Rahmenkonzeption 

Diese Rahmenkonzeption ist ein kommunaler Handlungs- und Beurteilungsrahmen für Verwaltung 

und Gemeinderat. Sie begründet keinen Rechtsanspruch auf Zustimmung. Die Entscheidung bleibt 

eine Einzelfallentscheidung im jeweiligen bauaufsichtlichen Verfahren. 

2. Grundsätze der Anwendung in Waldburg 

• Kein Automatismus: Die Anwendung des Bauturbos oder der wohnungsbaubezogenen 

Abweichungsregelungen erfolgt niemals automatisch, sondern nur nach positiver Prüfung und 

aktiver Zustimmung der Gemeinde. 

• Vorrang der Innenentwicklung: Vorhaben im Innenbereich werden bevorzugt behandelt; die 

Innenentwicklung hat Vorrang vor einer weitergehenden Inanspruchnahme des 

Außenbereichs. 

• Maßvolle Nachverdichtung: Ziel ist die Ermöglichung zusätzlichen Wohnraums im Bestand und 

im Siedlungszusammenhang, nicht jedoch eine ungesteuerte Verdichtung oder eine strukturell 

ortsfremde Überformung. 

• Wahrung der kommunalen Planungshoheit: Die Zustimmung wird nur erteilt, wenn das 

Vorhaben mit den städtebaulichen Entwicklungszielen der Gemeinde Waldburg vereinbar ist. 

• Beachtung öffentlicher Belange und der Nachbarschaft: Fachrecht, Umweltrecht, 

Erschließungserfordernisse, Immissionsschutz, Wasserrecht, Naturschutz, Denkmalschutz und 

das Rücksichtnahmegebot bleiben unberührt. 

3. Prüfungsreihenfolge 
Vor Anwendung des Bauturbos ist stets zunächst zu prüfen, ob das Vorhaben bereits nach dem 

geltenden Baurecht oder über die spezielleren wohnungsbaubezogenen Instrumente zulässig ist. 

1. Zulässigkeit nach aktuell gültigem Baurecht, 

2. im beplanten Bereich: § 31 Abs. 3 BauGB, 

3. im unbeplanten Innenbereich: § 34 Abs. 3a / 3b BauGB, 

4. erst danach, soweit erforderlich – § 246e BauGB. 

Die Bauherrschaft kann anregen, das Vorhaben nach dem bestehenden Baurecht oder nach dieser 

Rahmenkonzeption zu prüfen. Die Gemeinde entscheidet über ihre Zustimmung eigenständig nach 

den nachfolgenden Maßstäben. 

4. Anwendung im Innenbereich 

4.1 Grundsatz 

Im beplanten und unbeplanten Innenbereich folgt Waldburg einem pragmatischen Ansatz mit 

wenigen, allgemeinen und möglichst einheitlichen Regeln, ergänzt um eng begrenzte 

Ausnahmefälle. 
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4.2 Regelanwendungsfälle im Innenbereich 

a) Art der baulichen Nutzung 

Eine Anwendung zugunsten zusätzlicher Wohnungen kommt grundsätzlich nur in Betracht, wenn die 

Art der baulichen Nutzung nicht grundlegend geändert wird oder die Wohnnutzung nach 

Baugebietstyp bzw. Umgebung städtebaulich vertretbar bleibt. Eine grundlegende gebietsfremde 

Nutzungsverschiebung ist nicht Gegenstand des Waldburger Standardmodells. 

b) Anzahl der Vollgeschosse 

Die Anzahl der Vollgeschosse soll im Regelfall nicht erhöht werden. Eine Erhöhung kommt nur im 

konkret begründeten Einzelfall in Betracht. 

• Das Vorhaben fügt sich weiterhin in den Gebietscharakter ein, 

• unzumutbare nachbarliche Auswirkungen entstehen nicht, 

• städtebauliche sowie beitrags- und erschließungsrechtliche Fragen sind geklärt. 

c) Überbaubare Grundstücksfläche / Baugrenzen 

Im Interesse einer einfachen Handhabung kann bei Wohnbauvorhaben im Innenbereich eine 

maßvolle Überschreitung bestehender Baugrenzen bzw. des bisherigen Einfügungsrahmens in 

Betracht kommen, wenn dies städtebaulich vertretbar ist. 

• Regelwert: Zulassung von Abweichungen bis zu 2,50 m, 

• zur öffentlichen Verkehrsfläche nur dann, wenn Straßenraum, Sichtbeziehungen, Leitungen, 

Zufahrten und Rettungswege uneingeschränkt gesichert bleiben, 

• bei deutlich größerer Abweichung: Einzelfallentscheidung. 

d) Maß der baulichen Nutzung / Grundflächenanteil 

Für die gemeindliche Zustimmung wird als pragmatischer Richtwert im Innenbereich ein überbauter 

Grundstücksanteil von bis zu 0,40 als regelmäßig zustimmungsfähig angesehen. 

• Erschließung ist gesichert, 

• ausreichende Freibereiche verbleiben, 

• Stellplätze und Entwässerung sind lösbar, 

• Soziale Infrastruktur ist gesichert 

• es entsteht keine städtebaulich unvertretbare Überdichte. 

 

Für die Ermittlung der Grundflächenzahl (GRZ) ist die jeweils aktuelle Landesbauordnung (LBO) 

maßgeblich anzuwenden, unabhängig vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des zugrunde liegenden 

Bebauungsplans. 

e) Dachaufbauten 

Dachaufbauten (z. B. Gauben, Zwerchgiebel, Dachflächenfenster) sollen grundsätzlich erleichtert 

werden, soweit sie gestalterisch geordnet sind und das Ortsbild nicht erheblich beeinträchtigen. 

Es sind maximal 2/3 der gesamten Außenwandbreite zulässig. 
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f) Dachneigung und Kniestock 

Bei Satteldächern kann eine maßvolle Abweichung von der festgesetzten oder prägenden 

Dachneigung zugelassen werden, wenn die Dachform im Grundsatz erhalten bleibt und der 

Gebietscharakter nicht gestört wird. 

• Kniestock grundsätzlich zulässig, sofern kein zusätzliches Vollgeschoss entsteht, 

• zulässige Gebäudehöhe ist einzuhalten bzw. nur maßvoll zu überschreiten. 

g) Anzahl der Wohneinheiten 

Im Innenbereich soll grundsätzlich eine Erhöhung um eine zusätzliche Wohneinheit als 

zustimmungsfähig gelten, wenn die Folgewirkungen vertretbar sind. 

• Stellplatznachweis sowie Ver- und Entsorgung sind gesichert, 

• es entsteht keine unvertretbare Belastung der Nachbarschaft, 

• das Gebäude entspricht weiterhin dem Gebietscharakter. 

 

h) Bauliche Höhe 

 

Bei Wandhöhe, Traufhöhe, Firsthöhe sowie Kniestock kann im Innenbereich eine Abweichung 

zugelassen werden, sofern die festgesetzte oder sich aus der Umgebungsbebauung ergebende 

Vollgeschosszahl eingehalten wird und keine städtebaulich unvertretbare Dominanz entsteht. 

 

In Baugebieten, in denen ein Vollgeschoss maßgeblich ist, sind Abweichungen bei Trauf- und 

Firsthöhen sowie beim Kniestock grundsätzlich zulässig, soweit hierdurch kein zweites 

Vollgeschoss entsteht. 

 

In Baugebieten, in denen zwei Vollgeschosse maßgeblich sind, sind Abweichungen bei Trauf- und 

Firsthöhen sowie beim Kniestock grundsätzlich nicht zulässig. 

 

Innerhalb der jeweiligen Baugebiete sind damit Abweichungen hinsichtlich Trauf- und Firsthöhen 

sowie Kniestöcken grundsätzlich möglich, soweit die zulässige Zahl der Vollgeschosse nicht 

überschritten wird und sich das Vorhaben weiterhin in den Gebietscharakter einfügt. 

 

In begründeten Einzelfällen kann ausnahmsweise ein zusätzliches Vollgeschoss zugelassen 

werden, sofern dies städtebaulich vertretbar ist und nachbarliche Belange sowie öffentliche 

Interessen nicht beeinträchtigt werden. 

 

Die jeweils konkret zulässige Höhenentwicklung ist in diesen Fällen im Einzelfall mit der 

Gemeindeverwaltung abzustimmen. 

 

4.3 Fälle, die trotz Innenbereich immer als begründeter Einzelfall behandelt werden 

• Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse, 

• deutliche Veränderung der prägenden Gebäudehöhe, 

• erhebliche Überschreitung des bisherigen Baukörpers, 
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• Eingriff in besonders sensible Ortsbildlagen, 

• schwierige Erschließung, Zufahrt oder Entwässerung, 

• erkennbare Konflikte mit Lärm, Immissionen, Wasser-, Denkmal- oder Naturschutz. 

• Grundsätzlich Vorbescheidsverfahren 

4.4 Gebietscharakter / Ortsbild 

Grundsätzlich gilt eine pragmatische Pauschalregelung. In Bereichen mit erkennbar einheitlichem, 

empfindlichem oder kleinteiligem Ortsbild ist jedoch erhöhte Rücksicht geboten. Optional kann die 

Gemeinde hierfür Abgrenzungskarten sensibler Ortsbildbereiche beschließen. 

5. Anwendung im Außenbereich 

5.1 Grundsatz 

Im Außenbereich erfolgt keine pauschale Öffnung. Der Bauturbo wird dort ausschließlich restriktiv 

und einzelfallbezogen angewendet. Neue Wohngebäude im Außenbereich sind nicht Gegenstand 

einer generellen Freigabe. 

5.2 Neubauten im Außenbereich 

Ein Neubau zu Wohnzwecken im Außenbereich kommt nur in besonders begründeten 

Ausnahmefällen in Betracht. Vor einer Zustimmung soll regelmäßig zunächst eine Bauvoranfrage 

bzw. ein Vorbescheidsverfahren empfohlen werden.  

5.3 Umnutzung und Bestandsentwicklung im Außenbereich 

Die Umnutzung bestehender Gebäude sowie der Einbau zusätzlicher Wohnungen sind im 

Außenbereich grundsätzlich eher vorstellbar als Neubauten. 

5.4 Zwingende Voraussetzungen im Außenbereich 

• Das Vorhaben steht im räumlichen Zusammenhang mit Flächen, die nach § 30 oder § 34 

BauGB zu beurteilen sind. 

• Es besteht eine direkte Anbindung an eine vorhandene öffentliche Straße oder eine 

gleichwertig gesicherte wegemäßige Erschließung. 

• Die technische Erschließung (mindestens Wasser, Abwasser, Strom; je nach Fall auch 

Löschwasser und Entwässerung) ist in der Straße vor dem Grundstück vorhanden und 

technisch ausreichend. 

• Das Vorhaben liegt unmittelbar angrenzend an den Innenbereich bzw. siedlungsnah. 

• Umwelt-, Natur-, Artenschutz-, Wasser- oder Immissionsschutzbelange stehen nicht entgegen. 

• Das Vorhaben führt nicht zu einer städtebaulich unerwünschten bandartigen Entwicklung oder 

Zersiedlung. 

5.5 Bereits versiegelte oder vorgeprägte Standorte 

Bei bereits versiegelten, baulich vorgeprägten oder im Bestand überformten Flächen kann eine 

Zustimmung im Außenbereich eher in Betracht kommen als auf unberührten Freiflächen. Ein 

Anspruch folgt daraus jedoch nicht. 
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6. Erschließung, Infrastruktur und Folgewirkungen 

6.1 Erschließung 

Eine Zustimmung wird nur erteilt, wenn die Erschließung mindestens im Wesentlichen gesichert ist. 

Dazu zählen insbesondere Zufahrt, Leitungsanbindung, Entwässerung, Rettungswege und soweit 

erforderlich – Stellplätze. 

6.2 Infrastrukturverträglichkeit 

Die Gemeinde berücksichtigt bei ihrer Zustimmung, ob das Vorhaben mit Blick auf Verkehr, 

Stellplätze, Kindertagesbetreuung, Schulwege, Niederschlagswasser, Abwasser und sonstige 

Infrastruktur vertretbar ist. 

6.3 Nebenbestimmungen / Verträge 

Soweit erforderlich, kann die Gemeinde ihre Zustimmung an Bedingungen oder städtebauliche 

Anforderungen knüpfen bzw. auf ergänzende vertragliche Regelungen hinwirken, etwa zur 

Erschließung, Stellplatzherstellung oder Begrenzung der Wohneinheiten. 

8. Regelmäßige Ablehnungsgründe 

• Das Vorhaben beeinträchtigt Gebietscharakter oder Ortsbild unvertretbar. 

• Eine ausreichende Erschließung liegt nicht vor. 

• Zusätzliche Umweltkonflikte können nicht bewältigt werden. 

• Es entstehen unzumutbare nachbarliche Beeinträchtigungen. 

• Durch die Summe gleichartiger Fälle drohen städtebauliche Fehlentwicklungen oder eine 

faktische Entwertung planerischer Festsetzungen. 

• Das Vorhaben würde im Außenbereich zu einer siedlungsstrukturell unerwünschten 

Ausweitung führen. 

9. Befristung und Evaluation 

Diese Rahmenkonzeption gilt bis zum 31.12.2030, soweit der Bundesgesetzgeber die maßgeblichen 

Sonderregelungen nicht vorher ändert, verlängert oder aufhebt. Die Gemeindeverwaltung überprüft 

die Anwendungspraxis regelmäßig und passt die Rahmenkonzeption bei Bedarf an. 

 

 

 

 

 

gez. D. Kress, Stand 24.06.2026 


